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Aktuelle Fassung Beabsichtigte Fassung  
gemäß Beschlussvorschlägen an die 
Hauptversammlung am 17. Mai 2023 

 TOP 8 

§ 18 

Vergütung des Aufsichtsrats 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für 
jedes volle Geschäftsjahr seiner Zugehörigkeit 
zum Aufsichtsrat eine feste Grundvergütung in 
Höhe von EUR 32.000,00 p.a. Der Vorsitzende 
des Aufsichtsrats erhält den doppelten und der 
Stellvertreter den eineinhalbfachen Betrag der 
festen Grundvergütung. Der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses erhält eine zusätzliche 
Vergütung in Höhe von EUR 5.000,00 p.a. und 
der Vorsitzende des Nominierungsausschusses 
sowie der Vorsitzende des Vergütungs- und 
ESG-Ausschusses erhalten jeweils eine 
zusätzliche Vergütung in Höhe von EUR 
3.500,00 p.a. 

(2) Mitglieder des Aufsichtsrats, die dem 
Aufsichtsrat nicht während eines vollen 
Geschäftsjahres angehört oder den Vorsitz oder 
den stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat 
oder den Vorsitz in einem Ausschuss geführt 
haben, erhalten die Vergütung gemäß Absatz 1 
in Höhe eines Zwölftels für jeden angefangenen 
Monat ihrer Tätigkeit. 

(3) Die Vergütung nach den Absätzen 1 und 2 
ist in zwei gleichen Teilbeträgen nach Ablauf 
von sechs Monaten nach Beginn des 
Geschäftsjahres sowie nach Ablauf des 
Geschäftsjahres zu zahlen. 

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten 
ferner Ersatz aller Auslagen sowie Ersatz der 
etwa auf ihre Vergütung und Auslagen zu 
entrichtenden Umsatzsteuer. Zugunsten der 
Mitglieder des Aufsichtsrats kann eine 
Haftpflichtversicherung zur Absicherung der 
Risiken aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
als Aufsichtsrat (Directors und Officers Liability 
Insurance – D & O-Versicherung) mit einer 
Gesamtprämie von bis zu EUR 30.000,00 
abgeschlossen werden. 

§ 18  

Vergütung des Aufsichtsrats 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für 
jedes volle Geschäftsjahr seiner Zugehörigkeit 
zum Aufsichtsrat eine feste Grundvergütung in 
Höhe von EUR 35.000,00 p.a. Der Vorsitzende 
des Aufsichtsrats erhält den doppelten und der 
Stellvertreter den eineinhalbfachen Betrag der 
festen Grundvergütung. Mitglieder des 
Prüfungsausschusses erhalten eine zusätzliche 
Vergütung in Höhe von EUR 7.500,00 p.a. und 
Mitglieder anderer Ausschüsse erhalten 
jeweils eine zusätzliche Vergütung in Höhe von 
EUR 5.000,00 p.a. Der Vorsitzende des 
jeweiligen Ausschusses erhält jeweils den 
doppelten Betrag der zusätzlichen 
Vergütung. 

(2) Mitglieder des Aufsichtsrats, die dem 
Aufsichtsrat nicht während eines vollen 
Geschäftsjahres angehört oder den Vorsitz oder 
den stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat 
geführt oder den Vorsitz oder eine 
Mitgliedschaft in einem Ausschuss innegehabt 
haben, erhalten die Vergütung gemäß Absatz 1 
in Höhe eines Zwölftels für jeden angefangenen 
Monat ihrer Tätigkeit. 

(3) Darüber hinaus erhalten die Mitglieder 
des Aufsichtsrats für jede Teilnahme – gleich 
ob persönlich, telefonisch oder virtuell – an 
einer Sitzung des Aufsichtsrats ein 
Sitzungsgeld von EUR 1.000,00 und an einer 
Sitzung seiner Ausschüsse ein Sitzungsgeld 
von EUR 500,00. Für mehrere Sitzungen, die 
an einem Tag stattfinden, wird das 
Sitzungsgeld nur einmal gezahlt. 

(34) Die Vergütung nach den Absätzen 1 und 2 
ist in zwei gleichen Teilbeträgen nach Ablauf 
von sechs Monaten nach Beginn des 
Geschäftsjahres sowie nach Ablauf des 
Geschäftsjahres zu zahlen. Die Vergütung 
nach Absatz 3 ist nach Ablauf des 
Geschäftsjahres zu zahlen. 

(45) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten 
ferner Ersatz aller Auslagen sowie Ersatz der 
etwa auf ihre Vergütung und Auslagen zu 
entrichtenden Umsatzsteuer. Zugunsten der 
Mitglieder des Aufsichtsrats kann eine 
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Haftpflichtversicherung zur Absicherung der 
Risiken aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
als Aufsichtsrat (Directors und Officers Liability 
Insurance - D & O-Versicherung) mit einer 
Gesamtprämie von bis zu EUR 30.000,00 
abgeschlossen werden. 

 TOP 9 

§ 10 

Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern. 

[…] 

§ 10 

Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünf 
Mitgliedern. 

[…] 

 TOP 12.1 

§ 20 

Einberufung der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der 
Gesellschaft, am Sitz einer Niederlassung oder 
Tochtergesellschaft der Gesellschaft oder am 
Sitz einer deutschen Wertpapierbörse statt. Der 
Hauptversammlungsort ist in der Einladung 
anzugeben. 

(2) Die Hauptversammlung wird, unbeschadet 
der gesetzlichen Einberufungsrechte des 
Aufsichtsrats und einer Aktionärsminderheit, 
durch den Vorstand einberufen. 

(3) Die ordentliche Hauptversammlung wird 
innerhalb der ersten sechs Monate eines jeden 
Geschäftsjahres abgehalten. Außerordentliche 
Hauptversammlungen können so oft einberufen 
werden, wie es im Interesse der Gesellschaft 
erforderlich erscheint. 

(4) Die Einberufung erfolgt durch einmalige 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger. 
Darüberhinausgehende gesetzliche 
Veröffentlichungspflichten bleiben unberührt. Die 
Hauptversammlung ist mindestens mit der 
gesetzlich bestimmten Frist unter 
Berücksichtigung von § 21 Abs. 1 der Satzung 
einzuberufen. 

§ 20 

Einberufung der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der 
Gesellschaft, am Sitz einer Niederlassung oder 
Tochtergesellschaft der Gesellschaft oder am 
Sitz einer deutschen Wertpapierbörse statt. Der 
Hauptversammlungsort ist in der Einladung 
anzugeben. 

(2) Die Hauptversammlung wird, unbeschadet 
der gesetzlichen Einberufungsrechte des 
Aufsichtsrats und einer Aktionärsminderheit, 
durch den Vorstand einberufen. 

(3) Die ordentliche Hauptversammlung wird 
innerhalb der ersten sechs Monate eines jeden 
Geschäftsjahres abgehalten. Außerordentliche 
Hauptversammlungen können so oft einberufen 
werden, wie es im Interesse der Gesellschaft 
erforderlich erscheint. 

(4) Die Einberufung erfolgt durch einmalige 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger. 
Darüberhinausgehende gesetzliche 
Veröffentlichungspflichten bleiben unberührt. Die 
Hauptversammlung ist mindestens mit der 
gesetzlich bestimmten Frist unter 
Berücksichtigung von § 21 Abs. 1 der Satzung 
einzuberufen. 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, 
dass die Hauptversammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abgehalten wird 
(virtuelle Hauptversammlung). Die 
Ermächtigung gilt für die Abhaltung virtueller 
Hauptversammlungen in einem Zeitraum von 
zwei Jahren nach Eintragung der am 17. Mai 
2023 von der Hauptversammlung 
beschlossenen Satzungsänderung zur 
Einführung dieses Absatzes 5 in das 
Handelsregister der Gesellschaft. Im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung finden die 
Vorgaben zum Ort der Hauptversammlung 
gemäß Abs. 1 keine Anwendung. 

 



 TOP 12.2 

§ 21 

Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich zur 
Hauptversammlung angemeldet und der 
Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachgewiesen 
haben. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss 
durch einen gemäß § 67c Abs. 3 AktG durch 
den Letztintermediär in Textform ausgestellten 
Nachweis über den Anteilsbesitz des Aktionärs, 
der der Gesellschaft auch direkt durch den 
Letztintermediär übermittelt werden kann, 
erfolgen und sich auf den Beginn des 
einundzwanzigsten Tages vor der 
Hauptversammlung beziehen. Die Anmeldung 
und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen 
der Gesellschaft jeweils mindestens sechs Tage 
vor der Hauptversammlung unter der in der 
Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
zugehen. Dabei werden der Tag der 
Hauptversammlung und der Tag des Zugangs 
nicht mitgerechnet. In der Einberufung zur 
Hauptversammlung kann für die Anmeldung und 
den Zugang des Nachweises des 
Anteilsbesitzes eine kürzere, in Tagen zu 
bemessende Frist vorgesehen werden. 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln 
an der Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises 
des Anteilsbesitzes einen geeigneten weiteren 
Nachweis zu verlangen. Wird der Nachweis 
nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, 
kann die Gesellschaft den Aktionär 
zurückweisen. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die 
auszugsweise oder vollständige Bild- und 
Tonübertragung der Hauptversammlung in einer 
näher von ihm zu bestimmenden Weise 
zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer 
Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit 
uneingeschränkt Zugang hat. Macht der 
Vorstand von den Ermächtigungen nach 
vorstehenden Sätzen Gebrauch, ist dies 
zusammen mit der Einberufung der 
Hauptversammlung bekannt zu machen. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, 
dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 
ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen 
Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder 
einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im 
Wege elektronischer Kommunikation ausüben 
können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist 
auch ermächtigt, nähere Bestimmungen zum 
Umfang und Verfahren der Online-Teilnahme zu 
treffen. Macht der Vorstand von den 
Ermächtigungen nach vorstehenden Sätzen 
Gebrauch, sind die aufgrund der Ermächtigung 
getroffenen Bestimmungen zusammen mit der 

§ 21 

Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich zur 
Hauptversammlung angemeldet und der 
Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachgewiesen 
haben. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss 
durch einen gemäß § 67c Abs. 3 AktG durch 
den Letztintermediär in Textform ausgestellten 
Nachweis über den Anteilsbesitz des Aktionärs, 
der der Gesellschaft auch direkt durch den 
Letztintermediär übermittelt werden kann, 
erfolgen und sich auf den Beginn des 
einundzwanzigsten Tages vor der 
Hauptversammlung beziehen. Die Anmeldung 
und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen 
der Gesellschaft jeweils mindestens sechs Tage 
vor der Hauptversammlung unter der in der 
Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
zugehen. Dabei werden der Tag der 
Hauptversammlung und der Tag des Zugangs 
nicht mitgerechnet. In der Einberufung zur 
Hauptversammlung kann für die Anmeldung und 
den Zugang des Nachweises des 
Anteilsbesitzes eine kürzere, in Tagen zu 
bemessende Frist vorgesehen werden. 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln 
an der Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises 
des Anteilsbesitzes einen geeigneten weiteren 
Nachweis zu verlangen. Wird der Nachweis 
nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, 
kann die Gesellschaft den Aktionär 
zurückweisen. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die 
auszugsweise oder vollständige Bild- und 
Tonübertragung der Hauptversammlung in einer 
näher von ihm zu bestimmenden Weise 
zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer 
Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit 
uneingeschränkt Zugang hat. Macht der 
Vorstand von den Ermächtigungen nach 
vorstehenden Sätzen Gebrauch, ist dies 
zusammen mit der Einberufung der 
Hauptversammlung bekannt zu machen. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, 
dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 
ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen 
Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder 
einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im 
Wege elektronischer Kommunikation ausüben 
können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist 
auch ermächtigt, nähere Bestimmungen zum 
Umfang und Verfahren der Online-Teilnahme zu 
treffen. Macht der Vorstand von den 
Ermächtigungen nach vorstehenden Sätzen 
Gebrauch, sind die aufgrund der Ermächtigung 
getroffenen Bestimmungen zusammen mit der 



Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu 
machen. 

Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu 
machen. 

(5) Die Mitglieder des Vorstands und des 
Aufsichtsrats sollen am Ort der 
Hauptversammlung an der 
Hauptversammlung teilnehmen. Der 
Versammlungsleiter hat am Ort der 
Hauptversammlung teilzunehmen. 
Aufsichtsratsmitglieder, die nicht den Vorsitz 
in der Hauptversammlung führen, können an 
der Hauptversammlung auch im Wege der 
Bild- und Tonübertragung teilnehmen, wenn 
die physische Anwesenheit aufgrund 
rechtlicher Einschränkungen oder 
gesundheitlicher Risiken nicht möglich oder 
nicht vertretbar erscheint oder wenn für ein 
Aufsichtsratsmitglied ein unverhältnismäßig 
hoher Anreiseaufwand entstehen würde oder 
die Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung abgehalten wird. 

 TOP 13 

§ 4 

Grundkapital 

[…] 

§ 4 

Grundkapital 

[…] 

(8) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um 
bis zu EUR 2.449.654,00 durch Ausgabe von 
bis zu 2.449.654 neuen, auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien der Gesellschaft 
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023/I). 
Das Bedingte Kapital 2023/I dient 
ausschließlich der Bedienung von 
Bezugsrechten, die aufgrund der 
Ermächtigung der Hauptversammlung vom 
17. Mai 2023 unter Tagesordnungspunkt 13 
lit. a) von der Gesellschaft bis zum 16. Mai 
2028 an Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft, an Mitglieder der 
Geschäftsführung verbundener 
Unternehmen sowie an ausgewählte 
Arbeitnehmer der Gesellschaft und 
verbundener Unternehmen im In- und 
Ausland ausgegeben werden. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 
insoweit durchgeführt, wie Bezugsrechte 
ausgegeben werden und die Inhaber von 
ihren Bezugsrechten auf Aktien der 
Gesellschaft Gebrauch machen und die 
Gesellschaft die Bezugsrechte nach 
Maßgabe der Planbedingungen nicht durch 
Lieferung eigener Aktien oder durch einen 
Barausgleich bedient. Die Ausgabe der 
Aktien aus dem Bedingten Kapital 2023/I 
erfolgt zu dem gemäß der Ermächtigung der 
Hauptversammlung vom 17. Mai 2023 unter 
Tagesordnungspunkt 13 lit. a) festgelegten 
Ausübungspreis als Ausgabebetrag. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt 
ihrer Ausgabe noch kein Beschluss der 



Hauptversammlung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am 
Gewinn teil. Der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats und, soweit Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, 
der Aufsichtsrat sind ermächtigt, die 
weiteren Einzelheiten der bedingten 
Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, 
die Fassung der Satzung entsprechend der 
jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten 
Kapitals 2023/I durch Ausgabe von 
Bezugsaktien anzupassen. Entsprechendes 
gilt im Fall der Nichtausnutzung der 
Ermächtigung zur Ausgabe von 
Bezugsrechten nach Ablauf des 
Ermächtigungszeitraums sowie im Fall der 
Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 
2023/I nach Ablauf der Fristen für die 
Ausübung von Bezugsrechten. 

 


